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Angriff auf die Macht der Gewerkschaften
Bürgerlichewollen Sozialpartnerschaft neu aufstellen – doch sogar der Arbeitgeberdirektor warnt davor.

Stefan Bühler

DasTraktandumerscheintnicht
auf der Liste der Wirtschafts-
kommission des Nationalrats
(WAK). Trotzdem wird es im
Vorfeld der Sitzung von heute
Montagbereits heiss diskutiert,
dennesgehtumeinThema,das
die Sozialpartnerschaft von
ArbeitgebernundGewerkschaf-
tenaufdenKopf stellenkönnte.
Unddas dasZeugdazuhat, den
neuenVerträgenmitderEUden
Stecker zu ziehen, bevor diese
fertig ausgehandelt sind.

Ausgangspunkt ist ein An-
tragdesAargauerSVP-National-
rats Thomas Burgherr. Im Ge-
spräch imBundeshauserklärt er,
worum es ihm geht: «Ich will
nicht, dass eine Minderheit der
Mehrheit eine Regelung auf-
zwingt. SolcheMachenschaften
sind nicht demokratisch.» Die
Rede ist vonGesamtarbeitsver-
trägen (GAV), die für ganze
Wirtschaftsbranchen die
Arbeitsbedingungenverbindlich
festlegen. Das kann von Min-
destlöhnenüber Spesenansätze
bis zur Ferienregelung reichen.

Ausgehandeltwerdensiege-
meinsam von Arbeitgeberorga-
nisationenundGewerkschaften
der jeweils betroffenenBranche
– auf derenGesuch kann sie der
Bundesrat allgemein verbind-
licherklären:Dannmüssen sich
auch Unternehmen und Ange-
stellte daran halten, die weder

einer Branchenorganisation
noch einer Gewerkschaft ange-
hören.

Wobei gemässGesetz fürdie
Allgemeinverbindlicherklärung
dreiKriterien, sogenannteQuo-
ren, zentral sind: Die am GAV
beteiligten Verbände müssen
mehr als die Hälfte der Firmen
einer Branche vertreten. Diese
Firmenmüssenzudemmehrals
die Hälfte der Angestellten be-
schäftigen. Und auch die Ge-
werkschaften müssen mehr als
die Hälfte der vomGAV betrof-
fenen Arbeitnehmenden zu
ihrenMitgliedern zählen.

DieAusnahme ist
derNormalfall
DasProblem:Die drei Kriterien
werden in etlichen Fällen nicht
erfüllt, namentlich das Arbeit-
nehmerquorum – trotzdem
setzt der Bundesrat den ausge-
handelten GAV in Kraft. Er tut
dies gestützt auf eine imGesetz
vorgesehene Ausnahmerege-
lung. Gemäss einer Liste von
2022 beruhen 51 von 79 allge-
mein verbindlichen Gesamt-
arbeitsverträgen auf einer Aus-
nahmeregelung. Also knapp
zwei Drittel.

Darauf bezieht sich Natio-
nalrat Burgherr, wenn er sagt,
die Minderheit schreibe der
Mehrheit die Arbeitsbedingun-
gen vor. Auch GLP-Präsident
JürgGrossenhat einenVorstoss
eingereicht mit einem ganzen

Katalog kritischer Fragen. Er
stört sich am Gebaren der Ge-
werkschaften: «Deren Mitglie-
derzahlen erodieren, trotzdem
können sie als Minderheit über
Gebühr Einfluss ausüben. Das
will ich hinterfragen.»

Dazu hat er heute Montag
Gelegenheit: InderWirtschafts-
kommission sollenArbeitgeber-
organisationen mehrerer Bran-
chen sowie die entsprechenden
Gewerkschaften angehört wer-
den.

NicoLutz, Leiter SektorBau
der Gewerkschaft Unia, hat na-
turgemäss eineandereSicht auf
die Problematik. Dass die Quo-
ren inmehrerenBranchennicht
erreicht werden, habe mehrere
Gründe. Sowürden heutemehr

Leute kurzfristiger den Job
wechseln, es gebemehrTempo-
rärarbeit und «die Zahl der
Klein- undKleinstfirmenexplo-
diert».Oft könneerst nachträg-
lich festgestelltwerden,wer ge-
nau einem GAV unterstellt sei,
insbesonderebeiBetrieben, die
verschiedene Tätigkeiten ha-
ben.HarteGrenzenwürdenda-
herkeinenSinnmachen.Zudem
seien diesemit 50 Prozent aller
Firmen und Arbeitnehmenden
extrem hoch angesetzt: «Woll-
ten wir die gleichen Regeln bei
Volksabstimmungenanwenden,
so wären nur Resultate gültig,
wenn die Stimmbeteiligung
über 50 Prozent liegt.» Das ist
selten der Fall.

Lutz weist darauf hin, dass
die allgemein verbindlichen
GAV im Interesse der Gewerk-
schaften, aber auchderbeteilig-
ten Arbeitgeber liegen: «Sie
beantragen die Allgemein-
verbindlicherklärung gemein-
sam.» Zudem könnten Arbeit-
geberorganisationeneinenGAV
jederzeit kündigen:«DieMacht
der Gewerkschaften ist be-
grenzt», sagt derUnia-Funktio-
när.

Fragen wir nach beim
Arbeitgeberverbandunddessen
Direktor Roland A. Müller. Er
weist darauf hin, dass die allge-
mein verbindlichen GAV nicht
nur die Arbeitnehmenden
schützen, sondern auch die
Unternehmen.Denn an die Be-

stimmungen müssen sich auch
FirmenausderEUhalten,wenn
sie im Rahmen der Personen-
freizügigkeit in der Schweiz ak-
tiv werden.

«Abbauschwächtdie
Sozialpartnerschaft»
«Beschränken wir die Ausnah-
men beim Arbeitnehmerquo-
rum, fallen etliche allgemein
verbindliche GAV weg», sagt
Müller, «unddenSchutzmüsste
man anderweitig auffangen.»
Sonst drohe die Akzeptanz der
Personenfreizügigkeit zu ero-
dieren. Als Alternative kämen
laut Müller beispielsweise vom
Bund erlassene Normalarbeits-
verträge infrage, die nicht
auf Verhandlungen zwischen
ArbeitgebernundGewerkschaf-
tenberuhen.MüllersFazit: «Ein
Abbau der Ausnahmen bei den
allgemein verbindlichen Ge-
samtarbeitsverträgen schwächt
die bewährte Sozialpartner-
schaft und stärkt die Rolle des
Staates.»

Adrian Wüthrich, Präsident
des Gewerkschaftsdachver-
bands Travailsuisse, sieht im
Antrag von SVP-Nationalrat
Burgherrnichtnur einenAngriff
auf die Sozialpartnerschaft. Es
sei auch «ein Versuch, die lau-
fenden Verhandlungen zwi-
schen der Schweiz und der EU
zu sabotieren».

Zur Einordnung: Die Ge-
werkschaften fordern seit lan-

gem, dass der Lohnschutz bei
derkünftigenAusgestaltungdes
bilateralen Wegs abgesichert
sein muss. «Sollte das Parla-
ment tatsächlich die Bedingun-
gen für allgemein verbindliche
GAV verschärfen, die schon
heute die strengsten Europas
sind, brauchen wir gar nicht
mehr über neue bilaterale Ver-
träge zu reden», sagtWüthrich:
«Weniger statt mehr Lohn-
schutz inder Schweiz, das ist für
uns inakzeptabel.»

Was sagt Parteipräsident
Jürg Grossen, dessen GLP sich
alsproeuropäischeKraft positio-
niert? Torpediert er dieses Ziel
mit seinemGAV-kritischenVor-
stoss nicht gleich selbst? Gros-
senzeigt sichgelassen:«DieGe-
werkschaften pokern hoch»,
sagt er, «jetzt ist sichernichtder
Zeitpunkt, schonKonzessionen
zumachen.»Allerdings stelle er
in seiner Interpellation vorerst
nur Fragen. «Meine Schlüsse
ziehe ich, wenn die Antworten
vorliegen.»

NationalratBurgherr,dessen
SVP jedeAnnäherungandieEU
ablehnt, sagt derweil: «Sollte
meinAntragdieVerhandlungen
mit der EU belasten, wäre das
zwarnichtbeabsichtigt, aberaus
meiner Warte sicher kein Pro-
blem.» Ihmgeheesdarum,dass
allgemeinverbindlicheGAVde-
mokratisch besser legitimiert
seien,dasdieneauchderSozial-
partnerschaft.

FDP setzt auf Lesen, Schreiben und Rechnen
Zurück zu denGrundkompetenzen, weniger Integration: FDP-Delegierte sagen Ja zu provokativemPositionspapier über die Volksschule.

Stefan Bühler

ThierryBurkartmochtenichtbis
zur Debatte warten. Schon in
seinerAnsprache zuBeginnder
FDP-Delegiertenversammlung
imaargauischenMöriken-Wild-
eggkamderParteipräsident am
Samstagmorgen auf die Volks-
schule zu sprechen – gut eine
Stunde bevor er mit stehenden
Ovationen als FDP-Präsident
bestätigt wurde. Er schlug den
ganz grossen Bogen: «Die FDP
war diejenige Partei, die die
Volksschule eingeführt hat.Wir
sindesunserenVorfahrenschul-
dig, dass wir uns weiterhin um
die Qualität der Volksbildung
kümmern.»

Die FDP tut das mit einem
neuenPositionspapier.Manche
Inhalte gaben schon in den letz-
ten Tagen zu reden: Frühfran-
zösischundFrühenglisch sollen
abgeschafft werden. Oder: Die
integrative Schule benachteili-
ge die lernschwachen Kinder
und hindere den Regelunter-
richt. Den Ton setzt das Papier
im Titel: «Volksschule am An-
schlag, zurück zum Bildungs-
auftrag».

Umdies zu illustrieren, griff
derModeratorderDelegierten-
versammlung, Nationalrat Phi-
lippe Nantermod, zu einem
«Foltergerät, dessen Opfer ich
selbst war» – einem Hellraum-
projektor: Er zeigte Folien mit
Schlagzeilen zu überforderten

Lehrern, frustrierten Schulkin-
dernundverunsichertenEltern.
In einer veritablenKaskade kri-
tisiertederWalliserEntwicklun-
gen in der Schule: «Man kann
nicht mit der Anwendung von
Photoshopbeginnen,bevorman

zählen kann.» Es gelte, zu den
Grundkompetenzen zurückzu-
kehren: «Lesen, Schreiben,
Rechnen, Lesen, Schreiben,
Rechnen»,deklamierteNanter-
mod in einer didaktisch ein-
wandfreienDarbietung.

Trotzdemgab es über 20Ände-
rungsanträge zum Papier. Etwa
von Jörg Lutz, aus Appenzell
Ausserrhoden. «ImKantonAp-
penzell Ausserrhoden ist es
nicht so, dass die Volksschule
amAnschlag ist.» Er sprach ein

grundlegendesProbleman:Die
Schule ist in der Zuständigkeit
der Kantone. Offenbar hatte
ParteichefBurkart daskommen
sehen. Schon in seiner Anspra-
chebemerkteer:«Aucheinena-
tionale Partei muss zu Fragen

der Schule Antworten haben.»
DerEinwandausAusserrhoden
fand dennoch über eine redak-
tionelle Anpassung Eingang in
das Papier.

Kontrovers wurde die De-
batte beim Thema Integration.
Béatrice di Pizzo von den FDP-
Frauen, Erziehungswissen-
schafterin,warnte davor, Inklu-
sion und Bildungsqualität
gegeneinander auszuspielen.
«Sicher, es ist aufwendig, Inklu-
sionzubetreiben, aberHundert-
tausende von Lehrern tun das
täglicherfolgreich.» IhrAntrag,
die entsprechenden Passagen
anzupassen, blieb freilich chan-
cenlos.

Ein ganzes Bündel von
Änderungsanträgen betraf
schliesslich den imFDP-Papier
geforderten Verzicht auf Früh-
französisch oder Frühenglisch.
Das wäre «ein Rückschritt»,
wurde etwa kritisiert. Wer mit
Fremdsprachen warten wolle,
bis die Erstsprache gut be-
herrscht wird, «der kann lange
warten». Das Argument, über
die ganze Schulzeit werde der
Fremdsprachenunterricht nicht
abgebaut, es gehe darum, die
Erstsprache zu priorisieren,
überzeugte jedoch die De-
legierten: Sie hielten ander For-
derung, Frühfranzösisch und
Frühenglisch abzuschaffen,
fest. Sie stimmten dem Posi-
tionspapier zuletzt mit 249
gegen 4 Stimmen klar zu.

Was steht wohl da? FDP will Frühfranzösisch
und Frühenglisch abschaffen.
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«EinProblem
beimErreichen
derQuoren ist,
dassdieZahlder
Klein-undKleinst-
firmenexplodiert.»


